
S
elbstbewusstvertrittderBayer
mitder kräftigen Stimme,dem
man die Herkunft anhört, sei-
neThesen. Dabei schwingt ei-
ne ironische Leichtigkeit mit,

oft auch Selbstironie. Lorenz Jarass hat
sichtlich Spaß an seinemThema Steu-
ern, dasviele andere so spröde finden.

Herr Jarass, multinationale Konzerne
wie Amazon, Ikea und Starbucks ma-
chen in Deutschland gute Geschäfte,
zahlen hier aber kaum Steuern. Ist die
öffentliche Empörung gerechtfertigt?
Diese drei sind nur besonders spekta-
kuläre Beispiele. Sie habenTöchter im
steuergünstigen Ausland, an die sie
zumBeispiel hohe Fremdkapitalzinsen
und Lizenzgebühren zahlen. Dadurch
sinkt hier formal der Gewinn. In
Deutschland tätige, international aufge-
stellte Unternehmen, denen solche
Möglichkeiten offenstehen,werden so
gegenüber rein regional tätigenmassiv
begünstigt. Das verzerrt den Wettbe-
werb. Und gut bezahlte Verwaltungs-
und Beraterarbeitsplätzewandern ins
Ausland ab.

Was halten Sie von der Patentbox, die
der Finanzministervorgeschlagenhat?
Die Idee, Einnahmen aus in Deutsch-
land entwickelten Patenten steuerlich
zu begünstigen, ist richtig. Sonstverla-
gernUnternehmenwie SAP, die hier 25
Prozent Steuern auf solche Einnahmen
zahlen, die Patentverwaltung ins Aus-
land, umnicht inWettbewerbsnachteil
zu geraten gegendiejenigen, die in den
Niederlanden nur fünf Prozent zahlen.

Deutschland soll also auch Steueroase
werden?
Nein. Im Gegenzug müsste eingeführt
werden, dass Nutzer von Patenten in
Deutschland die Kosten nur teilweise
absetzen können. Dannwerden Patent-
zahlungen genau einmal besteuert.

DieOECDhateinenAktionsplanverein-
bart, die EU-Kommission Empfehlun-
genbeschlossen,das EU-ParlamentRe-
solutionenverabschiedet. Sindwir auf
gutemWeg, die Steuervermeidung in
denGriff zu bekommen?
Diese Initiativen sind wichtig, weil sie
Problembewusstsein schaffen. Als ich
2001 in der Unternehmensteuerre-
formkommissionmitwirkte, gab es die-
ses nicht. Aber das sind nur Anstöße.
Jetzt ist die Bundesregierung gefordert,
konkrete Maßnahmen zu ergreifen.

Aberbehindert es nichtdie internatio-
nale Abstimmung, wenn jedes Land
steuerpolitisch eigeneWege geht?
Ganz imGegenteil. NationaleVorreiter
schaffen erst Kooperationsbereitschaft.
Wennes einemLand gelingt, die Flucht
in Steueroasen einzudämmen, ziehen
andere nach, das haben wir bei der
Zinsschranke gesehen. Die habenviele
Länder kopiert. Dann erodieren die
Vorteile derOasenund siewerden eher
bereit zu Zugeständnissen.

Die Zins- und Lizenzrichtlinie der EU
und Doppelbesteuerungsabkommen
machen es aber doch fast unmöglich,
national gegendie internationale Steu-
erverschiebungvorzugehen?
Das ist ein verbreiteter Irrglaube. Wir
stellen in unserem Buch drei Maßnah-

men vor, die sehr wirksamwären. Un-
strittig rechtmäßig und sehr leicht um-
setzbar könnte man bei der Gewerbe-
steuer die Abziehbarkeitvon Schuldzin-
sen und Lizenzgebühren beschränken
oder beenden. Dafür sollten erhaltene
Zinsenund Lizenzgebühren bei derGe-
werbesteuer steuerfrei gestelltwerden.
Ebenso könnteman rechtlich einwand-
frei bei der Körperschaftsteuer die Ab-
zugsfähigkeit vom Nachweis abhängig
machen, dass die Begünstigtendie Zah-
lungen angemessen versteuert haben.

Ist das nicht einevonder EU-Richtlinie
verboteneQuellensteuer?
Nein. Die Bestimmung der Bemes-
sungsgrundlageder Körperschaftsteuer
ist laut Europäischem Gerichtshof et-
was anderes als eine direkte Steuer auf
gezahlte Zinsen und Lizenzgebühren.
Außerdemwill die Richtlinie nur Dop-
pelbesteuerung verhindern und Ein-
malbesteuerung sicherstellen. Das ge-
schieht mit unseremVorschlag.

Nur direkte Quellensteuern auf Zins-
und Lizenzzahlungen sindverboten?
Nein, nicht einmal das. Sie sind unser
dritter Vorschlag. Auch ich dachte vor
einem Jahr noch, das sei verboten, bis
mir ein leitender EU-Steuerbeamter
empfahl, die Richtlinie genau zu lesen.
Wir haben imBuchdargelegt, dass eine
richtig gestaltete Quellensteuer der
Richtlinie nicht widerspricht.

Aber seit vielen Jahren ist doch Kon-
sens,dassdasnicht geht. Es fällt schwer
zu glauben,dassdieserKonsensdarauf
beruht,dassniemandnachgelesenhat?
Unddoch ist es so. DieWirtschaft ist da-
gegen. Die Bundesregierungen waren
immer dagegen, weil sie fälschlicher-
weise annahmen, daswürde uns netto

Geld kosten. Deshalb hat niemandden
Konsens hinterfragt. Dass meine Be-
hauptung Hand und Fuß hat, können
Sie daran sehen, dass die führende
Fachzeitschrift „Internationales Steuer-
recht“, meineThesen imOktober 2014
als Lead-Aufsatz veröffentlicht hat.
Auch die OECD hat die allgemeine
Quellensteuer auf Zinsen und Lizenz-
ausgaben als Königsweg bezeichnet.

Undwo ist der Pferdefuß?
Die Doppelbesteuerungsabkommen
stehen imWeg. Siemüssten koordiniert
geändertwerden.Mittelfristig geht das,
wenn das Problembewusstsein da ist,
aber kurzfristig nicht. Für die Unter-
nehmen hätte es auchVorteile. Das auf-
wendige Anrechnungsverfahren für im
Ausland bezahlteQuellensteuern könn-
te entfallen. Siewürden nach unserem
Vorschlag in Deutschland erstattet.

WievielMehreinnahmenwürden Ihre
Vorschläge bringen?
Die Maßnahmen sollen aufkommens-
neutral sein. DasMehraufkommen soll-
te zu einer Senkung der Steuersätze
verwendetwerden. Es geht uns um fai-
renWettbewerbunddarum,die steuer-
liche Vertreibung von Arbeitsplätzen
aus Deutschland abzustellen.

Gerichteund Steuerpolitiker habenes
auch auf die Vermögen abgesehen.
Kannder Fiskus andieBetriebsvermö-
genheran,ohne Schadenanzurichten?
Damussman aufpassen, dassman nicht
Fluchtbewegungen verursacht, wie im
Einkommensteuerrecht. Man muss
strikt unterscheiden zwischen immobi-
lem, in Deutschland investiertem Ver-
mögen, und immateriellenVermögens-
werten. Letztere sind hochmobil. Eine
Vermögensteuer daraufwäre eine Kata-
strophe.Wenn größere Beträge tangiert
wären, würde die Verwaltung dieser
Werte sofort ins Auslandwandern.

Was schlagen Sie konkretvor?
Einevonden Bundesländern festzuset-
zende Bodenwertsteuer auf betriebli-
che Grundstücke. Die können nicht
weglaufen. Der Mehrertrag sollte für
Abschreibungsvergünstigungen für In-
vestitionen in Maschinen in Deutsch-
land verwendet werden.

Finden Sie in der Politik Gehör?
Das Interesse ist groß. Deutschland ist
der große Verlierer des aktuellen Sys-
tems. Das sieht auch die Bundesregie-
rung. Meine 2002 entwickeltenGewer-
besteuer-Reformvorschläge wurden
2008 teilweise umgesetzt, und die
2008 eingeführte Zinsschranke beruht
auf Überlegungen meines Sondervo-
tums aus 1999 als Mitglied der Unter-
nehmensteuer-Reformkommission.Ös-
terreich hat kürzlich die Abzugsfähig-
keit von Zins- und Lizenzzahlungen in
Steueroasen beschränkt, ähnlich wie
wir dasvorschlagen.Unddie hessische
Landesregierung hat Ende 2014 eine
Bundesratsinitiative angekündigt, die
in die gleiche Richtung geht. Mit Hart-
näckigkeit kannman auch im Steuerbe-
reich einiges erreichen.

Herr Jarass, vielen Dank für das Inter-
view.

Die Fragen stellte Norbert Häring.

Der ÖkonomüberWeltkonzerne, diewenig Steuern zahlen – und nötige Maßnahmen der Politik.

LORENZ JARASS

„Das verzerrt den Wettbewerb“

Deutschland ist

der großeVerlierer

des aktuellen Systems.

Das sieht auch

die Bundesregierung.

Steuerexperte
Jarass: „Gute
Maßnahmen
werden kopiert.“
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Wissenschaftler Der Professor für
Wirtschaftswissenschaften (63) an
der Hochschule Rhein/Main hat an
der Universität Regensburg als Di-
plom-Kaufmann abgeschlossen und
an der Stanford University, USA, ei-
nen Master in Systemoptimierung
erworben.

Steuerexperte Er war Mitglied der
Unternehmensteuer-Reformkom-
mission, die die Steuerreformen von
2001 bis 2005 vorbereitete, und Mit-
glied des wissenschaftlichen Beirats
der Kommission zur Reform der Ge-
meindefinanzen. Er ist in Brüssel
und Berlin gefragter Sachverständi-
ger bei parlamentarischen Anhörun-
gen. Sein jüngstes von sechs Steuer-
büchern, geschrieben mit G. M.
Obermair, heißt: „Faire und effizien-
te Unternehmensbesteuerung“.

VITA
LORENZ JARASS
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